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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 02.10.2025 
Antrag der Fraktion der SPD vom 19.09.2025 
,,Studie des LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum Tagesordnungspunkt „Studie des 

LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen". 

Mit freundlichen Grüßen 

Herbert Reul MdL 

2 . Oktober 2025 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 02.10.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Studie des LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen" 

Antrag der Fraktion der SPD vom 19.09.2025 

Zur Verbesserung der Informationslage im Zusammenhang mit Tötungs­

delikten zum Nachteil von Frauen beauftragte das Ministerium des Innern 

das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen mit Erlass vom 22.12.2023 

mit der Durchführung einer Studie, deren Ergebnisse am 15.08.2025 ver­

öffentlicht wurden. 

Weder auf juristischem Gebiet noch in anderen (wissenschaftlichen) Be­

reichen existiert eine einheitliche Definition des sogenannten „Femizids". 

Die Arbeitsgemeinschaft Kriminalpolizei im Gremienstrang der Ständigen 

Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder hat auf ihrer 197. 

Tagung vom 03./04.09.2025 den Beschluss gefasst, die Bund-Länder-Ar­

beitsgruppe „Femizide" unter Federführung des Bundeskriminalamtes 

und unter Beteiligung der Landeskriminalämter Baden-Württemberg, Ber­

lin, Hamburg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen einzurichten. Ziel 

ist hierbei insbesondere die Entwicklung einer bundesweit einheitlichen 

Begriffsbestimmung „Femizide". Die Auftaktveranstaltung findet am 

02.10.2025 statt. 

Die Landesregierung setzt sich fortwährend dafür ein, den strafrechtli­

chen Schutz von besonders verletzlichen Personen weiter zu verbessern 

und insbesondere trennungs- sowie geschlechtsspezifische motivierte 

Tötungen effektiver zu bekämpfen. 
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Um Frauen gerade in solchen Hochrisikofällen häuslicher Gewalt, die mit 

Tötungen - ,,Femiziden" - enden können, besser schützen zu können, 

hat die Landesregierung im Mai dieses Jahres den „Entwurf eines Geset­

zes zur Effektivierung des Gewaltschutzes in Hochrisikofällen" (BR-Drs. 

211/25) in den Bundesrat eingebracht. Damit sollen für die Fallgruppe der 

Hochrisikotäter wirksame und abschreckende Interventionsmöglichkeiten 

bereitgestellt werden, durch die gewalttätige Personen frühzeitig konse­

quent gestoppt und aktiv zur Verantwortung gezogen werden können. 

Der Bundesgesetzgeber ist zudem aufgerufen, auch die Frage der Ein­

führung eines weiteren Mordmerkmals zur Erfassung insbesondere von 

Trennungstötungen und des hinter solchen Taten stehenden Unrechts­

gehalts zu prüfen. Bei der Beantwortung der Frage, wie das Phänomen 

der „Femizide" rechtlich zu fassen ist, besteht die Gefahr einer Vermi­

schung der gesellschaftspolitischen Debatte unter dem Begriff „Femizid" 

mit der strafrechtsfachlichen Diskussion über die Einführung und gege­

benenfalls begriffliche Ausgestaltung eines weiteren Mordmerkmals zur 

Erfassung von Tötungen an Frauen. 

Mit der Stimme Nordrhein-Westfalens haben daher die Justizministerin­

nen und Justizminister der Länder im Rahmen ihrer diesjährigen Früh­

jahrskonferenz die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher­

schutz um Prüfung gebeten, ob die Einführung eines weiteren Mordmerk­

mals zur Erfassung von trennungs- und geschlechtsspezifisch motivierten 

Tötungen geboten ist. 

Die nordrhein-westfälischen Staatsanwaltschaften sind dem Legalitäts­

prinzip verpflichtet und schreiten bei Vorliegen eines sogenannten An­

fangsverdachts einer Straftat ohne Ansehen der Person konsequent ein. 

Sie ermitteln ihrem gesetzlichen Auftrag folgend auch bei geschlechts-
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spezifischen Gewaltverbrechen mit allem Nachdruck und erheben die öf­

fentliche Klage, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorlie­

gen. Das Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen hat in 

der Anordnung über Organisation und Dienstbetrieb der Staatsanwalt­

schaft (OrgStA) den Behördenleitungen die Möglichkeit an die Hand ge­

geben, Sonderdezernate für Angelegenheiten einzurichten, deren Bear­

beitung besondere Kenntnisse und Erfahrungen erfordert, unter anderem 

Verfahren, die häusliche Gewalt betreffen. Sonderdezernate auf diesem 

Gebiet bestehen in nahezu allen Staatsanwaltschaften in Nordrhein­

Westfalen. 

Zur weiteren Verbreitung der Studienergebnisse und zur vertieften Aus­

einandersetzung mit der Thematik werden die Ergebnisse der Studie auf 

dem kommenden Leitungsseminar der entsprechenden Ermittlungs­

dienststellen umfassend behandelt. 

Ferner empfiehlt die qualitative lnterviewstudie, die Gesellschaft umfas­

send zu den Themen Häusliche Gewalt und Femizide zu informieren und 

zu sensibilisieren sowie die Hilfsangebote für Opfer auszubauen und 

leichter zugänglich zu machen. Diese Empfehlung nimmt die Polizei 

Nordrhein-Westfalen zum Anlass, ihre Opferschutzmaßnahmen und Be­

ratungsangebote sowie die kriminalpräventive Aufklärungsarbeit hinsicht­

lich etwaiger Optimierungspotentiale zu überprüfen und erforderlichen­

falls anzupassen. Hierbei stellt die Weitervermittlung von Opfern an ex­

terne Stellen, wie Frauenberatungsstellen, einen zentralen Aspekt dar. 

überdies wird der Informationsfluss innerhalb der Polizei sowie die Zu­

sammenarbeit mit externen Institutionen wie Jugendämtern und Opferhil­

feorganisationen in den Blick genommen. Ein wesentlicher Schritt ist hier-
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bei eine erneute Sensibilisierung der für Kriminalprävention und Opfer­

schutz sowie für die Ermittlungen in Fällen Häuslicher Gewalt und Tö­

tungsdelikte zuständigen Kriminalkommissariate. 

Dies erfolgt u. a. im Rahmen der Seminare für die Leiterinnen und Leiter 

von Mordkommissionen sowie im Rahmen der Dienstbesprechungen 

,,Gewalt und Polizeilicher Opferschutz". 

Darüber hinaus nutzen Polizei und Justiz in Nordrhein-Westfalen zum 

Schutz von Gewaltopfern bereits seit März 2025 die in der Studie er­

wähnte elektronische Aufenthaltsüberwachung nach dem sogenannten 

„spanischen Modell". Hierbei werden neben dem Täter auch potentielle 

Opfer mit einem GPS-Tracker ausgestattet. Die Ausstattung des Opfers 

erfolgt auf freiwilliger Basis. Das System alarmiert die örtlich zuständige 

Kreispolizeibehörde, wenn sich der überwachte Täter dem potentiellen 

Opfer nähert. 

Der im Ergebnisbericht empfohlene Aspekt der verpflichtenden Täterar­

beit ist zudem Gegenstand des gegenwärtigen Gesetzgebungsverfah­

rens im Zusammenhang mit der Änderung des Gewaltschutzgesetzes auf 

Bundesebene. 

Die Thematik geschlechtsspezifische Gewalt wird im Rahmen der Ausbil­

dung der Polizei Nordrhein-Westfalen übergreifend in verschiedenen Mo­

dulen behandelt. Im praktischen Training am Landesamt für Ausbildung, 

Fortbildung und Personalangelegenheiten Nordrhein-Westfalen werden 

die theoretischen Inhalte durch Rollenspiele vertieft, um eine Sensibilisie­

rung für das Thema zu erreichen. 

Wichtige Trainingsinhalte sind dabei die Vermittlung von Handlungskon­

zepten, Risiko- und Gefahrenbeurteilungen, Einsatzkommunikation sowie 
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Opferfürsorge und Dokumentation. Seit 2018 haben rund 20.000 Studie­

rende an diesen Trainings teilgenommen. 

Aufbauend auf den Inhalten der Ausbildung erfolgen umfangreiche funk­

tions- und bedarfsorientierte Fortbildungsmaßnahmen. 

In dem für alle Kriminalbeamtinnen und -beamten verpflichtenden Lehr­

gang „Zentrale Einführungsfortbildung für die kriminalpolizeiliche Sachbe­

arbeitung" werden phänomenologische Hintergründe sowie zu Tat- und 

Handlungsabläufe sowie Aspekte des Opferschutzes behandelt. 

Im Rahmen der kriminalfachlichen Spezialfortbildung wird das Thema im 

Zuge diverser Spezialisierungs- und Anpassungsmaßnahmen wie insbe­

sondere „Tötungsdelikte/Todesermittlungen MK-Leitung Spezialisie­

rung", ,,Häusliche Gewalt Umgang mit Gefährdungssachverhalten" und 

,,Sexuelle Gewaltdelikte - Einführung" bewegt. 

In den Spezialisierungsfortbildungen zur „Prävention sexualisierter Ge­

walt" und „Opferschutz" werden unterschiedliche Aspekte einer wirkungs­

orientierten Präventionsarbeit thematisiert. 

Die Anforderungen und Inhalte der „Istanbul-Konvention" sowie die The­

men sekundäre Viktimisierung und Re-Traumatisierung von Betroffenen 

geschlechtsspezifischer Gewalt werden in Fortbildungsveranstaltungen 

sowohl an der Justizakademie des Landes Nordrhein-Westfalen als auch 

an der von Bund und Ländern gemeinsam getragenen Deutschen Rich­

terakademie thematisiert und systematisch geschult. 

Für die effektive Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und die Optimie­

rung des Opferschutzes ist ein vernetztes, interdisziplinäres Vorgehen al-
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ler beteiligter Professionen unerlässlich. Die nordrhein-westfälische Lan­

desregierung unterstützt dazu die Strukturierung und Projektarbeit von 

landesweiten und regionalen „Runden Tischen" sowie weiteren Koopera­

tionsformaten wie Arbeitskreisen und kriminalpräventiven Räten. An die­

sen Gremien nehmen Vertreterinnen und Vertreter u.a. von Polizei, 

Staatsanwaltschaft, Frauen- und Fachberatungsstellen, Frauenhäusern, 

Jugend- und Sozialämtern, Familienberatungsstellen sowie kommunale 

Gleichstellungsbeauftragte teil. Ziel ist die Harmonisierung polizeilicher, 

straf- und zivilrechtlicher sowie sozialer Maßnahmen, um durch abge­

stimmtes Handeln effektive Interventions- und Versorgungsketten zu 

etablieren. 

Diese Netzwerke haben den Auftrag, bestehende Probleme frühzeitig zu 

erkennen, zu analysieren und gemeinsame Lösungsansätze zu erarbei­

ten. Zur Weiterentwicklung der Zusammenarbeit stimmen sich die Polizei 

Nordrhein-Westfalen und Interventions- bzw. Frauenberatungsstellen re­

gelmäßig in Fallbesprechungen in Bezug auf koordinierte Maßnahmen 

ab. 

Mit dem vorbezeichneten Entwurf eines Gesetzes zur Effektivierung des 

Gewaltschutzes in Hochrisikofällen hat die Landesregierung unter ande­

rem eine weitere Verbesserung des Informationsflusses zwischen Polizei 

und Familiengerichten vorgeschlagen. Vorgesehen ist, dass die Polizei­

behörden über Gewaltschutzverfahren bereits bei Antragstellung infor­

miert werden. 

Ergänzend verweise ich auf die Ausführungen von Frau Ministerin Paul 

in der Fragestunde im Plenum am 17.09.2025. 
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